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VoRwoRT 

wANN, wENN NiCHT jETZT? 

Die beispiellose Mordserie des „Nationalsozialistischen Un-
tergrunds“ erschreckt nicht nur wegen einer eiskalten Kopf-
schussmentalität. Bestürzung und Verstörung sind auch des-
halb so he!ig, weil diesem Killerkommando, das jahrelang 
kreuz und quer durch die Bundesrepublik fuhr, niemand in 
den Arm (el: kein Polizist, nirgends – und weit und breit 
kein Verfassungsschützer, der Alarm schlug. Zeit also, über 
die Zukun! des Verfassungsschutzes nachzudenken. 

Der Bundesinnenminister sprach in seltener O$enheit 
von „kläglichem Versagen“, sein oberster Verfassungsschüt-
zer von einer „Niederlage“. Sie müssen es wissen: Gerade 
das „Frühwarnsystem“, als das sich unsere Verfassungs-
schützer seit Jahr und Tag andienen, hat so versagt wie nie 
zuvor in sechzig Jahren. Als wäre das nicht genug, kam der 
haarsträubende Verdacht auf, der Verfassungsschutz könnte 
sogar in diese Mordserie verstrickt sein. Die Nachrichten 
aus 'üringen lassen Schlimmes befürchten: Gab es behörd-
liche Deckung beim Abtauchen? Standen V-Leute mit den 
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Untergetauchten in näherem Kontakt, als man dies heute 
wahrhaben will? Und ist es wirklich blanker Zufall, dass sich 
am Tatort in Kassel, ausgerechnet am 6. April 2006, als Halit 
Yozgat erschossen wurde, ein hauptamtlicher Mitarbeiter 
des hessischen Verfassungsschutzes au)ielt? 

Wie tief das Ansehen der deutschen Sicherheitsbehör-
den gesunken ist, lässt eine Äußerung von Jörg Ziercke, dem 
Chef des Bundeskriminalamts, ahnen. Er sprach geradezu 
beschwörend davon, die Behörden müssten das „Vertrauen“, 
ja die „Achtung“ der Bevölkerung zurückgewinnen. Was die 
Arbeit des Verfassungsschutzes anbelangt, wird (teils durch-
aus tre$end) vor „Fehldeutungen“, „Pauschalisierungen und 
Zerrbildern“ gewarnt, ja eine „in den Medien kursierende 
‚Hau den Verfassungsschutz‘-Stimmung“ beklagt.1 Doch alle 
Beschwichtigungsversuche ändern nichts am dramatischen 
Vertrauensverlust. Fest steht: Die Au%lärung muss dieses Mal 
umfassender und radikaler sein als jemals zuvor bei einem 
Verfassungsschutzskandal. Wir halten es für zwingend, par-
lamentarische Untersuchungsausschüsse einzusetzen. Was 
der Bundestag und die Landtage von 'üringen und Sachsen 
beschlossen haben, ist auch in Hessen notwendig.2 Erst im 
Vollbesitz der „ganzen“ Wahrheit, wenn es denn eine solche 
im Geheimdienstmilieu überhaupt geben kann, ist es mög-
lich, Konsequenzen zu ziehen – beziehungsweise darüber zu 
streiten, welche die „richtigen“ sind. Das gilt für einzelne Maß-
nahmen im institutionellen Ge#echt der Sicherheitsbehörden, 
zum Beispiel für Formen der Kooperation. Es gilt vor allem für 
neuerliche Verbotsforderungen gegen die NPD (die geradezu 
kontrafaktisch wieder aufgetischt wurden und von den o$en-
kundigen Problemen der Sicherheitsapparate nur ablenken). 

Dagegen ist es nicht zu früh, die strukturellen Probleme 
zu diskutieren, das heißt, über Konsequenzen nachzudenken, 
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die sich auf die Sicherheitsarchitektur der Berliner Republik 
als Ganzes beziehen.3 Deren vier traditionelle Säulen Polizei, 
Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst (BND) und Mi-
litärischer Abschirmdienst (MAD) gelten als bewährt und un-
umstößlich. Wir halten in diesem Buch dagegen. Eine dieser 
Säulen, von Anfang an fehl am Platze und im Laufe der Zeit 
mehr Probleme hervorbringend als lösend, hat es nicht ver-
dient, reformiert zu werden: Wer den Verfassungsschutz be-
hutsam aus dieser Konstruktion herausnimmt, braucht nicht 
zu gewärtigen, das ganze Gebäude der inneren Sicherheit 
stürze ein. Im Gegenteil, die auf das Inland bezogene Sicher-
heitspolitik kann nur übersichtlicher und e*zienter werden. 
Das Ende der Extremistenausspähung wird ein Zugewinn an 
Freiheit, also ein Gewinn für die Bürgerrechte sein. 

Verfassungsschützer, das wissen sie selbst am besten, können 
es einfach keinem recht machen. Einerlei, ob es um das dop-
pelte Spiel von V-Leuten, die Beobachtung politischer Par-
teien oder die „hoheitlichen Verrufserklärungen“ (Jürgen 
Seifert) in den alljährlichen Berichten geht: Den einen gehen 
sie mit den falschen Mitteln gegen die richtigen Leute, den 
anderen mit den richtigen Mitteln gegen die falschen Leute 
vor; diesen gehen sie nicht weit genug, jenen sind sie nicht zu-
rückhaltend und verhältnismäßig genug; den Linken gehen 
sie zu lahm gegen Rechte und natürlich zu eifrig gegen Linke 
vor und vice versa. Dass Verfassungsschützer es keinem 
recht machen können, liegt nicht allein an unvermeidbaren 
Fehlern oder vermeidbaren Pannen und auch nicht allein 
an der Trägheit, mit der sie sich den Zyklen der innerstaat-
lichen Feinderklärung anpassen – es liegt vor allem anderen 
an der Fehlkonstruktion einer Behörde, deren Kernaufgabe, 
die unterschiedslose Ausspähung von „Extremisten“, sich 
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überlebt hat. Und deren ideologischer Zentralbegri$, der des 
Extremismus, dermaßen kontaminiert ist, dass er zu nichts 
Gutem taugt. 

Auch wenn heute der „Kampf gegen rechts“ mehrheits-
fähig ist: Die deutsche Gesellscha!, nach sechs Jahrzehnten 
leidlich demokratisiert und rechtsstaatlich sensibilisiert, 
fragt sich zunehmend, ob ein solcher Geheimdienst wirk-
lich notwendig ist. Und um welchen Preis sein bescheidener 
Nutzen erkau! wird. Diesem weit verbreiteten Unbehagen 
am Verfassungsschutz wollen wir nachgehen. Und zeigen, 
dass nur eine beherzte Zäsur der verfahrenen Situation wirk-
lich beikommen kann: Der Verfassungsschutz bietet keine 
Lösung, er ist nur das symptomatische Problem einer Demo-
kratie, die einst sich selbst nicht traute. Die Berliner Republik 
– längst dabei, eine selbstbewusste Demokratie zu werden – 
hat solche Extremistenspiele nicht länger nötig. 

Bereits 1995, in dem Buch Republikschutz, haben wir  
unsere Auseinandersetzung mit dem Verfassungsschutz durch  
eine Kritik der „streitbaren Demokratie“ fundiert. Denn er 
ist und bleibt der institutionelle Arm eines verkürzten De-
mokratieverständnisses. Wir stellen auch die anderen In-
strumente der streitbaren Demokratie, die Grundrechtever-
wirkung (Art. 18) und das Parteiverbot (Art. 21 Abs. 2 GG) 
auf den Prüfstand. Ohne eine Re#exion der Grundwider-
sprüche des zagha!en Selbstverständnisses deutscher De-
mokraten hängt die Forderung nach Abwicklung des Verfas-
sungsschutzes in der Lu!. 

Ohne Einsicht in den singulären Charakter dieses Ge-
heimdienstes, der sich einer besonderen Konstellation der 
westdeutschen Demokratiegründung von 1949 verdankt, 
wird nicht verständlich, warum man auf diese Einrichtung 
heute gut und gerne verzichten kann. In Demokratien ist es 
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nicht üblich, Bürgerinnen und Bürger auf eine gesinnungs-
bezogene Verfassungstreue zu verp#ichten und Parteien 
– obgleich diese sich an die Spielregeln des friedlichen Mei-
nungskampfes halten – als „extremistisch“ abzustempeln 
und von einem Geheimdienst kontrollieren zu lassen. 

Wir werden in diesem Buch erneut zur Sache gehen – 
ohne Schadenfreude, Rechthaberei und ohne Verschwö-
rungstheorie. Das schließt Schärfe und Angri$slust nicht aus 
– immerhin sind wir seit 1991 damit beschä!igt, das deut-
sche Glaubensbekenntnis der „inneren Sicherheit“ in Frage 
zu stellen.4 Eine gewisse Befangenheit räumen wir ein – 
schließlich reichen die Anfänge unserer eigenen politischen 
Erfahrung in Zeiten zurück, da Staat und Gesellscha! den 
„Kampf gegen links“ probten – unter Schlagworten wie „Ra-
dikalenerlass“ und „Sympathisanten des RAF-Terrors“. Doch 
gerade wer in dieser Zeit lernen musste, Freiheit und Gleich-
heit zu verteidigen, hat nicht vergessen, dass die Bürgerrechte 
unteilbar sind. Illiberalität wird nicht dadurch besser, dass 
sie sich gegen den politischen Gegner wendet. 

Um Missverständnisse von vornherein auszuschließen: So 
vehement wir für einen radikalen Pluralismus eintreten, der 
auch noch die Verächter der Freiheit in den friedlichen Mei-
nungskampf einbezieht und zu integrieren versucht, so kate-
gorisch stehen wir für die Verteidigung der demokratischen 
Republik ein, die keinerlei Versuche dulden muss, sie mit 
Gewalt zu beseitigen. Wo immer also Gewalt ins politische 
Spiel kommt, ist eine Grenze erreicht, die niemand ungestra! 
überschreitet. Republikschutz ist so weit wie nur möglich li-
beral, an der Gewaltgrenze aber rigoros und kompromisslos: 
Wer die demokratischen Spielregeln verletzt, handelt „verfas-
sungswidrig“ – einerlei, auf welche Ideologie er sich beru!. 



12

„Wie lange noch?“ Die bange Frage in der Festschri! 
zum vierzigsten Geburtstag des Verfassungsschutzes, ge-
stellt von Gerhard Boeden, dem damaligen Chef des Kölner 
Bundesamtes, zeigt an, dass man im Gehäuse dieser Bü-
rokratie schon einmal weiter war mit der Sinnfrage.5 Dass 
der Verfassungsschutz dem spezi(schen Kern seiner Sache 
nach über#üssig ist, werden wir begründen. Wie diese In-
stitution binnen fünf Jahren behutsam und sozialverträglich 
abgewickelt werden kann, wie ihre besser befähigten Perso-
nalreste in den polizeilichen Staatsschutz integriert werden 
können, legen wir ebenfalls dar. Wir schlagen diese Reform 
vor, auch wenn uns natürlich klar ist, dass sie im Augenblick 
geringe Chancen hat, politisch verwirklicht zu werden. Wir 
wollen Anstöße geben für einen gesellscha!lichen Lernpro-
zess, der, wenn er nur weit genug vorangetrieben wird, eines 
Tages auch die notwendigen institutionellen Konsequenzen 
ziehen kann. Und die viel beschworene Sicherheitslücke ist 
eine Chimäre, es wird sie nicht geben. Der Verfassungs-
schutz als solches ist genauso gut verzichtbar wie sein Lieb-
lingsspielzeug, die geheimdienstlich geführten V-Leute. Es 
gibt ein Leben nach dem Verfassungsschutz. Für die Berliner 
Republik, auf die wir setzen, sind das gute Aussichten. 

Kassel und Essen, im Mai 2012        C. L. & H. M.
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HolläNDiSCHE STRASSE 

„Im Namen Gottes, des Allerbarmers, des Barmherzigen: 
Guten Tag an alle. Lieber Präsident, liebe Bundeskanzlerin, 
liebe Gäste, ich grüße Sie alle in Respekt. Ich bin der, der am 
6.  April 2006 im Internetcafé den mit einer Kugel im Kopf 
sterbenden 21-jährigen Halit Yozgat in seinen Armen hielt – 
ich bin sein Vater, Ismail Yozgat.

Zuallererst möchte ich mit meinem ganzen Herzen, das bis-
lang viel getragen hat und noch tragen muss, von hier aus 
Bundespräsident Wul# unsere Grüße und Verehrung über-
mitteln. Voller Bewunderung erinnern wir uns an seine Gast-
freundscha!. Ich danke ihm. Dank auch an diejenigen, die 
die heutige Zeremonie gestaltet haben. Ich möchte all jenen 
Menschen aus Kassel-Baunatal und Umgebung für ihre Mühe 
danken, die darin bestand, dass sie mir bis heute ein Weiterle-
ben ermöglicht haben.

Drei Briefe mit Absender Frau Professor Barbara John erreich-
ten mich. Es ging um die Begräbniskosten und ob wir 10.000 € 
bekommen möchten. Wir als Familie Yozgat möchten das 
alles nicht haben. Jedoch bitten wir um drei Dinge: Dass die 
Mörder und ihre Helfer gefangen werden. Mein Vertrauen 
in die deutsche Justiz war immer vorhanden, von nun an, so 
ho#e ich, wird es vollkommen sein, Insallah, so Gott will.

Zweitens: Mein Sohn Halit Yozgat ist in der Holländer Straße 
82 zur Welt gekommen und in der Holländer Straße unten im 
Ladenlokal erschossen worden und gestorben. Wir als Familie 
möchten die Holländer Straße gerne in Halit-Straße benennen 
lassen. Wir bitten um Mithilfe.
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Drittens: Wir möchten, dass im Namen der zehn Verstorbenen 
eine Sti!ung für Krebskranke gegründet wird und alle Preise 
und Hilfen dorthin geleitet werden.

Nochmals: Allen Organisatoren dieses Tages danke ich herzlich.“6

Ismail Yozgat

HAliT-STRASSE

Die Stadt Kassel teilte inzwischen mit, man habe den „verständlichen 
Wunsch“ der Eltern sorgfältig geprü!, werde ihm aber nicht entspre-
chen, sondern stattdessen einen kleinen, bislang namenlosen Platz in 
der Nähe des Tatorts in „Halit-Platz“ benennen und zudem die dor-
tige Straßenbahnhaltestelle entsprechend umbenennen (vgl. Presse-
erklärung  Nr.  254  vom  3.  April  2012; die Entscheidung geht auf einen 
einstimmigen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zurück; 
Berichterstattung und Leserdiskussion in der Lokalzeitung Hessisch- 
Niedersächsische Allgemeine unter: www.hna.de).
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i. „NATioNAlSoZiAliSTiSCHER 
UNTERGRUND“

„Rechtsterroristische Aktivitäten könnten in Zukun! aus 
folgenden Konstellationen entspringen: [...] Einzelper-
sonen oder ein aus wenigen Personen bestehender harter 
Kern suchen für ihr terroristisches Projekt Beteiligte, die 
nicht als Mittäter in Frage kommen, sondern lediglich Zu-
lieferfunktion für die Tatausführung haben und über die 
tatsächlichen Ziele und die Identität der Täter nicht unter-
richtet sind. [...] Unorganisierte [oder organisierte] Einzel-
personen versuchen sich der staatlichen Beobachtung oder 
Verfolgung zu entziehen und scha$en sich einen Raum in 
der Illegalität, aus dem heraus sie planvoll gegen einen fest-
umrissenen Opferkreis Stra!aten begehen können.“7 Aus 
dieser Einschätzung von Ernst Uhrlau, der 1993 über „die 
Gefahr rechtsterroristischer Gruppenbildung“ nachdachte, 
spricht ein hohes Maß an prognostischer Urteilskra!. 
Uhrlau, damals Chef des Hamburger Verfassungsschut-
zes, ist als Sozialwissenscha!ler einer der wenigen Nicht-
juristen unter den leitenden Geheimdienstbeamten und 
auch sonst eine Ausnahmeerscheinung.8 Ihm wird ein Satz 
zugeschrieben, der einem in diesen Tagen wieder durch den 
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Kopf geht: Im Kampf gegen Rechtsradikale entscheidet sich 
die Zukun! des Verfassungsschutzes. 

Die Leserinnen und Leser dieses Buches laden wir ein, 
unserem Gedankengang sowie der Besichtigung und Analy-
se des realen Verfassungsschutzes zu folgen – und am Ende 
selbst über die Zukun! dieser Ämter und der „streitbaren 
Demokratie“ zu urteilen. Oder vielleicht in Sachen NPD-
Verbot ein schon längst gefälltes Urteil im Lichte guter Ge-
genargumente zu überdenken. So haben wir es gehalten. Es 
kann gar nicht schaden, die Sache gegen den Strich zu bür-
sten. Und sei es, um ein altes „Vorurteil“ mit neuen Argu-
menten zu fundieren.

1. BESTANDSAUFNAHME EiNER poliTiSCHEN 
ERSCHüTTERUNG

„Nationalsozialistischer Untergrund“: Der schreckliche 
Name ist Programm. Diese beispiellose fremdenfeindliche 
Mordserie macht einen frösteln, ebenso wie der Gedanke, 
dass den Mördern in all den Jahren niemand in den Arm 
(el.9 Stattdessen wurde „Döner-Morde“ – von der Polizei auf-
gebracht und auch in kritischen Medien distanzlos verbrei-
tet – zum Unwort des Jahres 2011. Monate sind vergangen, 
doch der Schock sitzt tief. Der Verdacht steht im Raum, dass 
Polizisten und Staatsanwälte einseitig ermittelten, dass V-
Leute im Dunstkreis der späteren Terrorzelle aktiv waren, 
ja dass es womöglich eine fatale Nähe zwischen dem „NSU“ 
und dem Verfassungsschutz gab. „Die Dienste beherrschen 
die Kunst der Lücke. Bundesanwalt Griesbaum freut sich, es 
gebe keine Belege für die Zusammenarbeit von Verfassungs-
schutz und Zwickauer Zelle. Es übersteigt seine Phantasie, 
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dass eine deutsche Behörde etwas ohne Belege unternehmen 
könnte. Doch nicht der Beleg scha+ den Missstand, nicht 
das Bekennerschreiben ist das Verbrechen.“10 

Au%lärung hat eine kriminalistisch-investigative und 
eine politisch-evaluative Seite. Der Generalbundesanwalt und 
seine Ermittler müssen alles daran setzen, den eigentlichen 
Fall nach allen Mittel ihrer Kunst kriminalistisch aufzuklä-
ren. Es gibt aber auch eine politische Dimension, nicht von 
ungefähr war im Zuge der ersten Enthüllungen von „Staats- 
und Vertrauenskrise“, ja von „Systemversagen“ die Rede. Es 
ist deshalb von entscheidender Bedeutung, dass der Bundes-
tag und der 'üringer Landtag sowie der Sächsische Land-
tag jeweils einen Untersuchungsausschuss eingesetzt haben; 
Hessen muss dem unseres Erachtens folgen. Ob diese par-
lamentarischen Untersuchungsausschüsse wirklich eine zu 
allem entschlossene Au%lärung vorantreiben, muss sich erst 
noch zeigen. Es liegt auf der Hand, dass die in den Fall verwi-
ckelten Sicherheitsbehörden nicht in der Lage sind, die eige-
nen „Pannen“ aufzudecken – einmal unterstellt, sie sind dazu 
überhaupt willens. Der Skandal um die jahrelange Mordserie 
des NSU – eine unglaubliche Verknüpfung von singulärem 
Kriminalfall und beispiellosen Behördenfehlern – muss auf 
allen Ebenen aufgeklärt werden. Das heißt, er muss aus allen 
Behördenunterlagen und dem gesamten Wissen aller Beteilig-
ten lücken- und rücksichtslos rekonstruiert werden. 

Die Untersuchungsausschüsse müssen Zugang zu aus-
nahmslos allen Akten bekommen und das Recht, sämt-
liche beteiligte Beamte zu befragen – einerlei, ob Polizisten, 
Staatsanwälte oder Geheimdienstler. Auch was die Vorla-
dung von V-Leuten betri+, darf es auf keinen Fall den sonst 
üblichen „Quellen- und Geheimnisschutz“ geben. Die jewei-
ligen Innenminister als oberste Dienstvorgesetzte sind in der 
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Verantwortung, Polizisten und Verfassungsschützern um-
fassende Aussagegenehmigungen erteilen zu lassen. Sobald 
sich der erste Beamte auf eine fehlende oder beschränkte 
Aussagegenehmigung beru!, ist der zuständige Minister po-
litisch ha!bar zu machen: Ein Minister hat es in der Hand, 
über die jeweilige Behördenspitze direkt auf die Handha-
bung von Sperrvermerken Ein#uss zu nehmen. 

An der Art und Weise, wie die einzelnen Behörden dem 
Untersuchungsausschuss des Bundestages zuarbeiten und 
ihre gesamte Arbeit im Umfeld des Tatkomplexes NSU o$en 
legen, wird sich erweisen, ob sie wirklich kooperieren oder 
im Zweifel doch vertuschen wollen. Und an dem, was sich ein 
Untersuchungsausschuss von der Exekutive bieten lässt, wird 
sich wiederum erweisen, wie ernst es die Parlamentarier mit 
der „schonungslosen“ Au%lärung meinen. Gerade in diesem 
Fall darf es nicht zu dem „paradoxen Zustand“ kommen, den 
der einst im Widerstand aktive Jurist und Publizist Richard 
Schmid schon 1978 für Deutschland beklagte: dass nämlich 
„ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss an der Er-
mittlung der Fakten gehindert wird, weil derjenige, dessen 
Amtsführung untersucht werden soll, die Genehmigung zur 
Aussage nicht erteilt“.11 

Ö$entlichkeit und Volksvertretungen sind vergesslich, 
aber die minutiöse Rekonstruktion und Au%lärung des 
Falles NSU muss professionell ins Werk gesetzt werden – mit 
höchster Priorität, unter Au,ietung aller sachlichen und per-
sonellen Mittel. Und da hier ein komplexes Staatsversagen im 
Spiel ist, muss die Untersuchung ohne Rücksicht auf irgend-
wen und irgendetwas durchgeführt werden: Unvermögen 
und Fehler Einzelner, von Dienststellen oder ganzen Insti-
tutionen oder das Versagen politischer Instanzen – all dies 
muss ins Licht der Ö$entlichkeit. Auf keinen Fall darf sich 



19

jene Erfahrung mit der parlamentarischen Kontrolle von Ge-
heimdiensten bestätigen, die der CDU-Bundestagsabgeord-
nete Wolfgang Bosbach so auf den Punkt gebracht hat: „Wer 
etwas weiß, kommt nicht; wer kommt, weiß nichts; und wer 
etwas weiß und kommt, sagt nichts.“12 

„Die NSU-Morde sind unser 11. September“, erklärte 
Generalbundesanwalt Range (die tageszeitung vom 9. Juni 
2012). Angesichts der politischen Dimension dieser Mordse-
rie ist es auch nicht zu hoch gegri$en, in Sachen NSU einen 
Untersuchungsbericht im Stil des Nine-Eleven-Reports zu 
erwarten, den eine Kommission des US-Senats vorlegte. 
Diese tagte zwanzig Monate, befragte mehr als eintausend 
Personen, sichtete zwei Millionen, o! als geheim eingestu!e 
Dokumente und rekonstruierte minutiös den Verlauf und die 
Hintergründe der Attacken des 11. September. All diese Be-
mühungen waren nicht zuletzt deswegen so ertragreich, weil 
sich in den USA kein Beamter gegenüber einem parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss auf seine Verp#ichtung zur 
Dienstverschwiegenheit berufen kann. Die Mitglieder des 
Berliner NSU-Ausschusses unter Leitung des erfahrenen In-
nenpolitikers Sebastian Edathy (SPD) wären gut beraten, die 
Maßstäbe, die der US-Senat gesetzt hat, ihrer eigenen Arbeit 
zugrunde zu legen. 

Im deutschen Fall des NSU wird es neben der Arbeit 
der Kriminalpolizei nicht zuletzt um die Rolle von V-Leu-
ten gehen und um die Frage, ob und inwieweit Ämter für 
Verfassungsschutz über deren Aktivitäten in die Mordserie 
verstrickt sind. Die Herkulesaufgabe wird viel Zeit bean-
spruchen, nötigenfalls ist die Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses nach der nächsten Bundestagswahl durch einen 
neuerlichen Beschluss fortzusetzen. 
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Zwei Beispiele für das eklatante Fehlverhalten mögen hier 
genügen. Nach einem Bericht des MDR sollen Zielfahnder 
1998 oder 1999 den Aufenthaltsort der drei untergetauchten 
späteren NSU-Mitglieder in Chemnitz entdeckt haben.13 Da-
rau)in leitete man ihre Festnahme durch ein Sondereinsatz-
kommando in die Wege; indes wurde die Aktion unmittel-
bar vor ihrem Anlaufen gestoppt – sehr zur Empörung der 
daran beteiligten Polizeibeamten, die sich bei der Amtslei-
tung beschwert haben sollen. Gerüchte besagen, der Zugri$ 
sei auf Veranlassung des thüringischen Verfassungsschutzes 
gestoppt worden – ebenso wie der Rückzug der Zielfahnder. 
Das 'üringer Landeskriminalamt (LKA) hat diese Darstel-
lung des MDR dementiert. Vorausgesetzt, an der Geschichte 
ist etwas dran: Welches Interesse könnte der Verfassungs-
schutz gehabt haben, die Untergetauchten zu schützen? 

Des Weiteren gibt es Anhaltspunkte dafür, dass der 
Verfassungsschutz in 'üringen aus eigenen Ermittlungen 
gewusst hat, wo sich Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und 
Uwe Mundlos zeitweise au)ielten. Ein Observationsfoto des 
Trios, aufgenommen am 15. Mai 2000 in Chemnitz, das in 
die Akten des 'üringer LKA gelangte, soll dies belegen – 
weil es ursprünglich, so die Vermutung, vom Verfassungs-
schutz stammt. Sollte sich das bestätigen, gäbe es ein weiteres 
Indiz dafür, dass die Untergetauchten, zumindest zeitweise, 
durch den Verfassungsschutz gedeckt wurden. Aber warum? 

Mit der Ausgangsfrage, warum die drei überhaupt un-
tertauchen konnten, nachdem im Zuge einer Razzia am 
26. Januar 1998, die sieben Wohnungen in Jena und mehre-
ren Garagen galt, in einer der Garagen eine Bombenwerkstatt 
ausgehoben wurde – mit dieser Frage beschä!igt sich ein 
Sonderermittler. Zeitungsberichten zufolge soll Uwe Böhn-
hardt während der Durchsuchung einer Garage, die neben 
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der elterlichen Wohnung lag, noch zugegen gewesen sein. 
Er wurde jedoch nicht festgehalten und konnte sich, nach-
dem dort nichts gefunden wurde, ungehindert entfernen. 
Der ehemalige Bundesrichter Gerhard Schäfer, bestellt vom 
thüringischen Innenminister Jörg Geibert, soll unter ande-
rem die Frage untersuchen, warum der erst zwei Tage später 
ausgestellte Ha!befehl nicht vollstreckt werden konnte. Und 
warum es keine vorläu(gen Festnahmen unmittelbar durch 
die Polizei gab.14 Immerhin waren, kurz nachdem man Böhn-
hardt hatte laufen lassen, in einer anderen Garage fünf funk-
tionsfähige Rohrbomben sichergestellt worden – zwar ohne 
Zünder, doch mit insgesamt 1,4 kg TNT. Der ehemalige Präsi-
dent des thüringischen Verfassungsschutzes, Helmut Roewer, 
eine besonders zwielichtige Figur, der man eine geistige Nähe 
zur radikalen Rechten unterstellen darf,15 mutmaßte, die Un-
tergetauchten müssten Helfer bei der Polizei in Jena gehabt 
haben. Ist dies ein substantiierter Verdacht oder eher ein Ab-
lenkungsmanöver, das der Entlastung des arg in Bedrängnis 
geratenen Verfassungsschutzes dienen soll? Was wird aus dem 
Ermittlungsverfahren, das eine Staatsanwaltscha! gegen den 
'üringer Verfassungsschutz aufgrund einer Privatanzeige 
aufnahm: Gab es also Strafvereitelung im Amt und behörd-
liche Unterstützung einer terroristischen Vereinigung?16 

Über diesen verwickelten Details steht die generelle 
Überlegung, ob die Mordserie hätte verhindert oder wenig-
stens irgendwann gestoppt werden können. Wie der Spiegel 
berichtet, seien in den neunziger Jahren im Umfeld des Trios 
mindestens drei V-Leute aktiv gewesen.17 „Es gibt [...] einen 
Satz, der noch nie widerlegt wurde“, schrieb Nils Minkmar 
in der FAS: „‚Wenn sich jemand über viele Jahre einer inten-
siven Fahndung entziehen kann, dann genießt er staatlichen 
Schutz.‘ Das ist das Fazit des Terrorexperten und früheren 


